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Einführung

A. Problemstellung

Innerstädtischer Bauraum ist vor allem in Großstädten knapp und teuer. Neben 
städtebaulichen, architektonischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten müs-
sen im Rahmen komplexer Bauvorhaben auch rechtliche Aspekte Beachtung 
finden. Wie hoch der Bedarf an innovativen und flexiblen juristischen Gestal-
tungsmöglichkeiten ist, zeigt das folgende, der notariellen Praxis entnommene 
Beispiel: 

Die Eigentümer A und B zweier nebeneinander liegender innenstädtischer 
Hausgrundstücke beabsichtigen vor der anvisierten Aufteilung in Wohnungsei-
gentum die Errichtung eines  Tiefgaragenkomplexes unter Einbeziehung einer 
bereits bestehenden Tiefgarage, die sich unter dem lediglich an eines der beiden 
Grundstücke angrenzenden, gleichfalls bebauten Hausgrundstück des C er-
streckt. Vorgesehen ist dabei vor allem die Nutzung der schon vorhandenen Zu-
fahrt dergestalt, dass die Einfahrt in die gesamte Tiefgaragenanlage ausschließ-
lich über diese Zufahrt und damit über das randseitig gelegene Grundstück des 
C erfolgen soll, Zufahrtsmöglichkeiten von den beiden anderen Grundstücken 
sollen nicht bestehen. Bautechnisch ist die Tiefgarage als ein einheitlicher, in 
sich geschlossener Baukörper geplant, den die Nutzer der aufstehenden Häuser 
zu je einem Drittel nutzen sollen (siehe Darstellung 1).

 Darstellung 1: Tiefgarage

Die Baukosten werden die Eigentümer A und B übernehmen, an den Instandhal-
tungskosten wird der Eigentümer des randseitigen Grundstücks C zu einem 
Drittel beteiligt. Es ist angestrebt, die Zufahrts- und Nutzungsrechte der zukünf-
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tigen zahlreichen Eigentümer der Nachbargrundstücke durch Grunddienstbar-
keiten abzusichern. Zur Eintragung dieser Dienstbarkeiten ist der Eigentümer 
des randseitigen Grundstücks C wegen der damit verbundenen Wertminderung 
für sein Grundstück nur bereit, wenn ihm als Ausgleich das Eigentum an der 
gesamten Tiefgarage zugeordnet werden würde. Für diesen Fall planen die Ei-
gentümer der beiden Nachbargrundstücke, mit den Grundpfandgläubigern ihrer 
Grundstücke Einigkeit darüber zu erzielen, zukünftig nur noch die oberirdischen 
Baulichkeiten haften zu lassen und die zu errichtende Tiefgarage pfandfrei zu 
stellen.

Die geplante Zuordnung der Tiefgarage zum Grundstück des C kann zum ei-
nen durch die Einräumung von Grunddienstbarkeiten zum Überbauen jeweils 
an den Grundstücken von A und B realisiert werden: Da die Grunddienstbarkeit 
ein Recht im Sinne des § 95 Abs. 1 Satz 2 BGB ist1, wird der übergebaute Tiefga-
ragenteil nicht wesentlicher Bestandteil der Grundstücke, unter denen er sich 
befindet. Als Teil der einheitlichen Tiefgarage, an dem gemäß § 93 BGB keine 
eigenen Rechte bestehen können, folgt er dem Eigentumsrecht der Tiefgarage, 
die wegen §§ 94 Abs. 1, Abs. 2, 93 BGB wesentlicher Bestandteil des randseitigen 
Grundstücks des C ist. Die gesamte Tiefgarage steht damit im Eigentum des C, 
wobei es wegen der Grunddienstbarkeiten nicht darauf ankommt, wie groß und 
bedeutend die übergebauten Teile sind. Sachenrechtliche Grundprinzipien wer-
den nicht verletzt: § 95 Abs. 1 Satz 2 BGB ist eine vom Gesetz gewollte Durchbre-
chung des Akzessionsprinzips.2 Dem Publizitätserfordernis ist Genüge getan, da 
die Grunddienstbarkeiten im Grundbuch der dienenden Nachbargrundstücke 
von A und B eingetragen sind; potenzielle Erwerber und Grundpfandgläubiger 
werden dadurch geschützt. 

Bei eingehender Prüfung der Rechtslage fällt auf, dass zum anderen auch die 
Rechtsfigur des formlos  gestatteten Überbaus die geplante Eigentumszuordnung 
– vor allem ohne die Eintragung wertmindernder und kostenintensiver Über-
baudienstbarkeiten – ermöglicht3: Die Eigentumsverhältnisse des gestatteten 
Überbaus entsprechen denen des entschuldigten Überbaus nach § 912 BGB, so 
dass er als wesentlicher Bestandteil des einheitlichen Gebäudes zum Grundstück 
des Überbauenden gehört.4 Zeigen sich die Eigentümer der betroffenen Nachbar-
grundstücke mit der Unterbauung ihrer Grundstücke einverstanden und wird 

1 Palandt/Heinrichs, § 95 Rn. 5; Erman/Michalski, § 95 Rn. 6.

2 Soergel/Hennsler, § 946 Rn. 3; Erman/Michalski, § 94 Rn. 1.

3 Ausdrücklich MüKo/Commichau, § 1 WEG Rn. 28 f.; Tersteegen, ZNotP 2008, 22 ff.

4 BGHZ 110, 298, 300; 64, 333, 337; 57, 245, 248; 27, 204, 205 f.; 27, 197, 299.
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ein einheitliches Gebäude über die Grenze gebaut5, sind die Voraussetzungen des 
gestatteten Überbaus erfüllt. Zwar ist auch die Feststellung des sog.  Stamm-
grundstücks erforderlich. Insbesondere beim rechtmäßigen Überbau bestimmt 
sich das Stammgrundstück aber nach den Absichten und wirtschaftlichen Inte-
ressen des Erbauers6, wobei als Erbauer derjenige angesehen wird, in dessen 
Namen und wirtschaftlichem Interesse gebaut wird.7  Stammgrundstück ist nach 
den Interessen und Absichten der Parteien das randseitige Grundstück des C, der 
als Geschäftsherr aufgetreten wäre, entsprechende vertragliche Regelungen 
wollten die Parteien treffen. Der Umfang der Grenzüberschreitung ist nach gefe-
stigter Meinung für die Bestimmung des Stammgrundstücks unerheblich8, 
Größe und Wichtigkeit des übergebauten Gebäudeteils spielen keine Rolle9, der 
bedeutendere Teil kann auf dem Nachbargrundstück stehen10.

Trotz der Bedürfnisse der Praxis an variablen juristischen Gestaltungen muss 
die Frage erlaubt sein, ob und wie dies mit den sachenrechtlichen Prinzipien der 
 Akzession und der  Publizität vereinbar ist. Denn das Eigentum an einem Gebäu-
deteil löst sich aus äußerlich nicht erkennbaren Gründen völlig von dem Eigen-
tum am darunter liegenden Grundstück.11 Die analoge Anwendung des diese 
Rechtsfolge unter bestimmten Bedingungen vorsehenden § 95 Abs. 1 BGB auf 
den gestatteten Überbau erscheint für diesen Fall zweifelhaft, weil entgegen der 
gesetzgeberischen Vorstellung ein Eigentum an Baulichkeiten geschaffen wird, 
das einem Grundstück nicht vertikal, sondern horizontal zugeordnet ist. Das 
Eigentum am Gebäude kann sich über mehrere Grundstücke erstrecken, ohne 
dass diese Besonderheit aus dem Grundbuch erkennbar wäre. Auch bei der Be-
sichtigung des Objekts erschließen sich diese Eigentumsverhältnisse nicht ohne 
weiteres, wie das bei einem geringfügigen „normalen“ Überbau in der Regel der 
Fall ist. Denn die Eigentumsverhältnisse richten sich nach der Parteivereinba-
rung, auch wenn versucht wurde, durch nur eine Zufahrtsmöglichkeit das 
Stammgrundstück objektiv erkennbar zu machen. Man kann darüber streiten, 
ob dies ausreicht, um das randseitige Grundstück zum Schwerpunkt der gesam-
ten Tiefgarage werden zu lassen, vor allem, wenn die Flächen der Grundstücke 

5 BGH NJW-RR 1989, 1039; NJW 1982, 756.

6 BGHZ 110, 298, 302; 105, 202, 204; 64, 333, 337; 62, 141, 146.

7 BGH NJW 1983, 2022, 2023; MDR 1960, 482.

8 Palandt/Bassenge, § 912 Rn. 6.

9 BGHZ 62, 141, 146.

10 BGH WM 1990, 718, 719.

11 Vgl. Weitnauer, ZfBR 1982, 103.
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nicht annähernd gleich groß sind, sondern beispielsweise unter einem der Nach-
bargrundstücke eine größere Anzahl Stellplätze errichtet wird als unter dem 
randseitigen Grundstück des C. 

Ausgehend von einer Untersuchung des allgemeinen Verhältnisses zwischen 
Grund- und Gebäudeeigentum hat sich die vorliegende Arbeit das Ziel gesetzt, 
die aufgeworfenen Probleme grenzüberschreitenden Gebäude intensiv zu be-
leuchten und einer Lösung zuzuführen, wobei die Möglichkeiten und Grenzen 
der rechtlichen Absicherung eines Bauvorhabens auf mehreren Grundstücken 
aufgezeigt werden.

B. Gang der Untersuchung

Die Arbeit behandelt zunächst die geschichtliche Entwicklung des Verhältnisses 
von Grund- und Gebäudeeigentum. Im heute geltenden deutschen Recht wird 
dieses Verhältnis durch das in §§ 94 Abs. 1, 946 BGB umschriebene  Akzessions-
prinzip bestimmt, das dem Grundstückseigentümer auch das Eigentum einer 
fest mit dem Grundstück verbundenen Sache zuordnet. Sinn und Zweck dieses 
Prinzips sowie sein Zusammenhang mit  Publizität,  Verkehrsschutz und  Grund-
buchsystem werden anschließend analysiert. Eine Untersuchung der Rechtsin-
stitute, die entgegen dem Akzessionsprinzip eine Trennung des Gebäudeeigen-
tums vom Grundeigentum erlauben, beschließt den ersten Teil der Arbeit.

Mit dem Überbau als einer weiteren  Akzessionsdurchbrechung befasst sich 
der zweite Teil der Arbeit, wobei der dogmatischen Systematisierung der  rechts-
geschäftlichen Duldungspflicht im Rahmen des gestatteten Überbaus besondere 
Aufmerksamkeit zukommt. Es wird dargestellt, dass die nach subjektiven Krite-
rien vorgenommene Feststellung des  Stammgrundstücks insbesondere beim 
gestatteten Überbau eine Aufweichung des  Publizitätsprinzips, verbunden mit 
einer Gefährdung des Rechtsverkehrs zur Folge hat, und versucht, eine dogma-
tisch klare sowie praktischen Bedürfnissen entsprechende Lösungsalternative 
zu entwickeln.

Der letzte Teil der Arbeit widmet sich der Frage, ob sich die den Überbau be-
treffende Lösung in die Rechtsverhältnisse der Grenzeinrichtungen einordnen 
lässt und setzt sich daneben kritisch mit der Rechtsprechung auseinander, die 
für den Fall des Anbaus an eine halbscheidige Giebelmauer, der wichtigsten An-
lage auf der Grenze, entgegen dem Akzessionsprinzip Miteigentum der angren-
zenden Grundstückseigentümer an der Giebelmauer annimmt.
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Teil 1:   Das Verhältnis zwischen Grund- und 
Gebäudeeigentum

A. Die historische Entwicklung bis 1900

I. Römisches Recht: Das  Akzessionsprinzip

Die körperliche Verbindung von Sachen verschiedener Eigentümer wird im rö-
mischen Recht als accessio bezeichnet.12 Die verbundene Sache kann als Bestand-
teil einer anderen Sache nicht länger Gegenstand gesonderten Eigentums sein.13 
Das ursprünglich bestehende Eigentum geht jedoch nicht vollständig unter, son-
dern ruht während der Dauer der Verbindung und lebt nach Trennung wieder 
auf, sog. dominium dormiens.14 In einigen Fällen kann der ursprüngliche Eigen-
tümer mit der actio ad exhibendum die Abtrennung des ihm gehörenden Stückes 
verlangen und es sodann vindizieren.15

Bei der Verbindung beweglicher Sachen mit einem Grundstück gilt der Grund-
satz  superficies solo cedit16 – das Daraufgesetzte (Gebäude) weicht (folgt) dem 
Boden.17 Nach Ansicht der Römer hängen Bauwerk und Boden zusammen; dem 
Boden kommt bei dieser Verbindung das Schwergewicht zu, er wird als Haupt-
sache betrachtet.18 Das Eigentumsrecht am Grundstück umfasst zugleich auch 
das Eigentum an den mit dem Grundstück verbundenen Sachen, die das recht-
liche Schicksal des Grundstücks teilen und nicht Gegenstand besonderer Rechte 

12 Honsell, § 21 IV; Kaser/Knütel, § 26 Rn. 9. Accessio war kein Rechtsbegriff, sondern wurde bei verschiede-
nen Geschehnissen gebraucht, wenn etwas in irgendeiner Form etwas anderem hinzutrat (Dolezalek, 
AcP 195, 406; Heilborn, S. 15 f.).

13 Honsell, § 21 IV; Honsell/Mayer-Maly/Selb, § 63 IV.

14 Gaius D. 41. 1.7.10; Honsell, § 21 IV; Hausmaninger, S. 226; Giesen, AcP 202, 692 Fn. 15; Wieling, S. 8, 433; 
ders., JZ 1985, 512; HKK/Rüfner, §§ 90-103 Rn. 26; Honig, S. 35.

15 Honsell, § 21 IV; Wieling, JZ 1985, 513; Kaser, § 102 III 4.

16 Gaius Inst. 2. 73, D. 41. 1. 7. 10; Ulpianus D. 43.17. 3. 7.

17 Kaser/Knütel, § 26 Rn. 10; Knütel, FS Medicus, S. 261; Wieling, S. 433.

18 Paulus D. 44. 7. 44. 1; Pomponius D. 18. 1. 20; Meincke, ZRG RA 88, 175; Honsell, § 21 IV 1; Honsell/Mayer-
Maly/Selb, § 63 IV 1; HKK/Rüfner, §§ 90-103 Rn. 26; Stieper, S. 15; Bernhard, S. 8; Hagena, S. 2; Schmiel, 
S. 1.


